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Vorwort 

Die nachfolgende Arbeit hat der Rechts- und Staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Bonn im Sommer 1987 als Dissertation vorgelegen. Sie 
versucht, einen Teil der Probleme, die neuere parlamentarische Untersuchungs-
verfahren des Bundes - insbesondere der Untersuchungsausschuß "NEUE 
HEIMAT" - aufgeworfen haben, zu vertiefen und Lösungen zuzuführen. 
Kompetenzunsicherheiten im Verhältnis zwischen Untersuchungsausschuß und 
Bürger sind zwischenzeitlich durch das Bundesverfassungsgericht nur teilweise 
beseitigt worden. Verfahrensprobleme beim Rechtsschutz gegen parlamentari-
sche Untersuchungsmaßnahmen harren nach wie vor einer weiteren Bearbei-
tung durch Wissenschaft oder Gesetzgeber. Insoweit sind vom anstehenden 57. 
Deutschen Juristentag, dessen staatsrechtliche Abteilung sich der Frage der 
gesetzlichen Neuregelung dieser Materie widmet, vertiefte Einsichten zu erwar-
ten. 

Zu besonderem Dank bin ich Herrn Prof. Dr. Fritz Ossenbühl und der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages verpflichtet. 

Bonn, im Mai 1988 
Udo Di Fabio 
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Einleitung * 

Das parlamentarische Untersuchungsrecht erfreut sich der ungebrochenen 
Aufmerksamkeit juristischer Literatur. Obwohl schon in der Weimarer Repu-
blik vergleichsweise breit debattiert 1 , riß auch nach Inkrafttreten des Grundge-
setzes die Diskussion über dieses parlamentarische Rechtsinstitut nicht ab. 2 

Im Zusammenhang mit Art. 44 GG3 überwiegen dabei umstrittene Fragen die 
konsentierten. Diskussionen ergaben und ergeben sich um jeden einzelnen 
Absatz des Art. 44 GG. Weder ist der Kompetenzbereich des Untersuchungs-
rechts sicher abgegrenzt noch die sinngemäße Anwendung der Vorschriften über 
den Strafprozeß außerhalb eines Meinungsstreits.4 Das Problem der Amts- und 
Rechtshilfe wird ebenso diskutiert S wie der Rechtsschutzausschluß in Abs. 4 
Satz 1 des Art. 44 GG.6 

Neue Nahrung erhielten die zum Teil schwelenden Auseinandersetzungen 
durch eine Reihe von Untersuchungsverfahren in Bund und Ländern seit 

* Die Arbeit wurde im Juli 1987 fertiggestellt. Nach diesem Zeitpunkt ergangene 
Rechtsprechung und erschienene Literatur konnten nur noch vereinzelt in den Fußnoten 
berücksichtigt werden. 

1 Das parlamentarische Untersuchungsrecht war eines der Themen des 34. Deutschen 
Juristentages. Vgl. die Gutachten von Rosenberg und Alsberg, in: Verhandlungen des 34. 
Deutschen Juristentages, 1. Bd. (Gutachten) 1926, S. 3ff. und S. 332ff. 

2 V gl. insbesondere Partsch, Empfiehlt es sich, Funktion, Struktur und Verfahren der 
parlamentarischen Untersuchungsausschüsse grundlegend zu ändern?, Verhandlungen 
des 45. Deutschen Juristentages 1964, Bd. 1 (Gutachten); sowie Halstenberg, Das 
Verfahren der parlamentarischen Untersuchungen nach Art. 44 GG, Diss. Bonn 1956; 
Cordes, Das Recht der Untersuchungsausschüsse des Bundestages, Diss. Münster 1958; 
Müller-Boysen, Die Rechtsstellung des Betroffenen vor dem parlamentarischen Untersu-
chungsausschuß, 1980; Schleich, Das parlamentarische Untersuchungsrecht des Bundes-
tages, 1985; Kipke, Die Untersuchungsausschüsse des Deutschen Bundestages, 1985; 
Stern, Die Kompetenz der Untersuchungsausschüsse nach Art. 44 GG im Verhältnis zur 
Exekutive unter besonderer Berücksichtigung des Steuergeheimnisses, AöR 109 (1984), S. 
199ff. 

3 Nur das Untersuchungsrecht des Bundes ist Gegenstand dieser Arbeit, auf Landesbe-
stimmungen wird nur vergleichend oder zur Verdeutlichung eingegangen. 

4 Versteyl spricht im Zusammenhang mit Art. 44 Abs. 2 Satz 1 GG von einer "zu 
vielerlei Mißverständnissen und Bedenken" Anlaß gebenden Vorschrift, die allgemein als 
verbesserungswürdig gelte. Versteyl , in: von Münch, Grundgesetz-Kommentar, Bd. 2, 
1983, Art. 4 Rdnr. 18. 

S Vgl. Stern, AöR 109 (1984), 199, 242ff. 
6 Maunz beklagt die "äußerst unglücklich gefaßte und daher schwer verständliche 

Vorschrift". Maunz, in: Maunz/Dürig, Grundgesetz, Art. 44 Rdnr. 61. 
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Anfang der 80er Jahre. Neben den tradierten Konfliktlinien, die insbesondere 
zwischen Parlamentsmehrheit und Parlamentsminderheit verlaufen 7 , schoben 
sich auch andere Streitkonstellationen in-den Vordergrund. Die im Zusammen-
hang mit der Praxis der steuerlichen Behandlung von Parteispenden durchge-
führten Untersuchungsverfahren8 belebten zunächst den ebenfalls klassischen 
Konflikt zwischen dem Informationswillen der Legislative und der Weigerung 
der Exekutive, Akten an den Untersuchungsausschuß herauszugeben oder 
Beamte vor ihm aussagen zu lassen. Innerhalb dieses Organstreits wurde mit der 
Abwehrkraft individualrechtsschützender Normen (Steuergeheimnis), insbe-
sondere der Grundrechte, argumentiert und damit in dieser Klarheit zum ersten 
Mal dem parlamentarischen Aufklärungsinteresse grundrechtliche Positionen 
gegenübergestellt. 9 

Die bereits von Partsch konstatierten Mängel im Untersuchungsverfahren, 
die in der Unbestimmtheit des Status des Betroffenen liegen10, stellten einen 
weiteren aktuellen Problemschwerpunkt dar. ll 

Sowohl die zum Themenkomplex ,,spendenpraxis an politische Parteien" 
gehörenden Untersuchungsverfahren- als auch diejenigen zum Problemkreis 
"NEUE HEIMAT" zählenden 12 brachten über die vorgenannten - bekannten 
- Konfliktpunkte hinaus eine perspektivisch neue Konstellation zutage, die 

7 Dies entspricht der (partei-)politischen Struktur des Untersuchungsrechts und seiner 
Rolle als genuinem Oppositionsinstrument. Vgl. dazu Kipke, S. 97ff; Schleich, S. 81 ff. 

8 1. UA des 10. Deutschen Bundestages (Flick-UA), PI. Prot. 10/8 S. 433 (19. Mai 
1983), sowie Untersuchungsausschüsse der LäRder, vgl. Baden-Württemberg, PI. Prot. 
8/66 S. 5277 (20. April 1983) und 9/27 S. 1 877 (24. April 1985); Rheinland-Pfalz, PI. Prot. 
10/29 S. 1 645 (13. September 1984); Nordrhein-Westfalen, PI. Prot. 10/5 S. 128 (18. 
September 1985). 

9 V gl. aus der umfänglichen Literatur zu diesem Thema: Mengel, Die Auskunftsverwei-
gerung der Exekutive gegenüber parlamentarischen Untersuchungsausschüssen, EuGRZ 
1984, S. 97ff; Stern, AöR 109 (1984), 199ff.; Fenk, Müssen Beamte als Zeugen vor 
parlamentarischen Untersuchungsausschüssen aussagen?, ZBR 1971, S. 44ff.; Jekewitz, 
Parlamentarische Akteneinsicht mit Hilfe des Bundesverfassungsgerichts?, DÖV 1984, S. 
197ff.; Keßler, Die Aktenvorlage und Beamtenaussage im parlamentarischen Untersu-
chungsverfahren, AöR 88 (1963), 313ff.; Linck, Zur Informationspflicht der Regierung 
gegenüber dem Parlament, DOV 1983, S. 957 ff.; Löwer, Untersuchungsausschuß und 
Steuergeheimnis, DVBI. 1984, 757ff.; sowie die grundlegende Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts BVerfGE 67, 100ff. 

10 Vgl. Partsch, Gutachten, S. 209ff. 
11 Vgl. den Streit zwischen dem 3. Untersuchungsausschuß des 10. Deutschen 

Bundestages (NEUE HEIMAT-UA) und der Gewerkschaftsholding BGAG über die 
Einräumung der BetroffenensteIlung: VG Köln - 4 L 958/86 - Beschluß vom 5. August 
1986 (unveröffentlicht); OVG NW, DVBI. 1987, 98ff.; vgl. auch die Aufnahme von 
Betroffenenrechten in den Gesetzentwurf über Einsetzung und Verfahren von Untersu-
chungsausschüssen des Deutschen Bundestages - Drs. 10/6587 (§ 15 des Entwurfs)-
der allerdings der Diskontinuität verfallen ist. 

12 3. Untersuchungsausschuß des 10. Deutschen Bundestages PI. Prot. 10/219 S. 16964 
(5. Juni 1986); Untersuchungsausschuß der Hamburgischen Bürgerschaft PI. Prot. 11/5 S. 
249 (23. Februar 1983). . 
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theoretisch unreflektiert und praktisch ohne Erfahrungsgrundlage war. In den 
Vordergrund des Interesses rückte die Beziehung zwischen einem parlamentari-
schen Untersuchungsausschuß und einem privaten Unternehmen. Grundlegend 
ging es einmal um die Frage, ob es einem Untersuchungsausschuß überhaupt 
zusteht, Vorgänge im privaten Bereich aufzuklären. 13 

Darüber hinaus war auch hier umstritten, ob und in welcher Weise 
Grundrechte durch Maßnahmen parlamentarischer Untersuchungsausschüsse 
betroffen sein können und welche Konsequenzen dies für die Zulässigkeit 
einzelner Eingriffe haben kann. 14 

Auch das alte Problem, welche Befugnisse dem Untersuchungsausschuß 
zustehen, insbesondere, ob er die Beschlagnahme von Geschäftsunterlagen 
anordnen kann1s , spielte eine wichtige Rolle. Die Aufforderung des Untersu-
chungsausschusses an eine private Holding, Geschäftsunterlagen herauszuge-
ben, wurde in dieser Konstellation als Betreten juristischen Neulands 
angesehen. 16 

Neben diesen breitgestreuten materiell-rechtlichen Fragen traten zunehmend 
auch prozessuale Probleme in den Vordergrund. Die Auseinandersetzung 
zwischen der BGAG und dem 3. Untersuchungsausschuß NEUE HEIMAT 
beschäftigte neben den Verwaltungsgerichten auch Strafgerichte und das 
Bundesverfassungsgericht. Dabei wurden bemerkenswerte Unklarheiten des 
Rechtsschutzes im parlamentarischen Untersuchungsverfahren erkennbar I?, 
die zu der Bemerkung im Abschlußbericht des NEUE-HEIMAT-Untersu-
chungsausschusses Anlaß gaben, "daß die Verfahren vor den ordentlichen 
Gerichten und den Verwaltungsgerichten Probleme haben zutage treten lassen, 
die de lege lata nicht oder nur unbefriedigend zu lösen sind."18 

Nachdem bereits in der Vergangenheit vereinzelt Unsicherheiten der Recht-
sprechung im Hinblick auf die ludizierbarkeit einzelner Akte im Untersu-
chungsverfahren sichtbar geworden waren 19, ergaben sich nunmehr neben 

13 Vgl. das in verschiedenen Rechtsstreitigkeiten zwischen dem 3. Untersuchungsaus-
schuß des 10. DBT (NEUE-HEIMAT-UA) und den betroffenen juristischen Personen des 
Privatrechts zugrundegelegten (von der in erster Linie betroffenen Holding in Auftrag 
gegebenen) Rechtsgutachten II von Hans Meyer, S. 99 (unveröffentlicht); vgl. auch 
Wassner, Vor dem Untersuchungsausschuß, in FAZ vom 8.10.1986. 

14 Vgl. Linck, Untersuchungsausschüsse und Privatsphäre, ZRP 1987, S. 11. 
15 Vgl. dazu bereits Schachtel, Die sinngemäße Anwendung der Strafprozeßordnung 

auf das Verfahren der Untersuchungsausschüsse, Diss. Heidelberg 1927, S. 35ff. 
16 Vgl. Handelsblatt v. 6.8.1986 Nr. 148. 
17 Dazu: Ossenbühl, Rechtsschutz im parlamentarischen Untersuchungsverfahren, in: 

Gedächtnisschrift für Wolfgang Martens, 1987, S. 177ff.; ferner die Übersicht über die im 
Zusammenhang mit dem NEUE HEIMAT-VA durchgeführten Streitverfahren im 
Abschlußbericht - BT-Drs. 10/6779 S. 21ff (insbesondere S. 29-31); vgl. auch die 
weitsichtige Analyse von Partsch, S. 209 ff. 

18 BT-Drs. 10/6779 S. 32. 
19 Vgl. HessStGH, DÖV 1972, 56ff.; BayVGH, BayVBI. 1981, 209ff. 
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